
!
Akténéeichen: I m N a m e n d e 3 V o l k e's

.2-B.K„53-135.
'

. .
In dem Rechtsstreit

verkündet
. . o l . . . . . . . . . . . . o o - o . . . . ,

am 4. Juli 1962 ‘
Beigeladene und Revisionsklägerin,

in Sachen ‚%

. . . . . . . . . . o . c 0 . . . o . . . o ,

Klägers und Revisionsbeklegtcn,

g e g e n

. . ' . . . . . . I . . . . . 0 . . .

/

. . . . ’

Beklagte,

___—__ ...—......- ___—__.-

1.
""

20
. . c . . . . . . . . . . 0 . . . 0 . . ,

“hat der 3. Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 4. Juli 1962, an der mit—

' gewirkt haben '

Senat8präsident Prof. Dr. B 0
als Vorsitzender,

O
'Q U
)

.„
L
{
M

**
*)

(+die Bundesrichter Dr. S c h r a und

Dr. L a n g k e i t sowie

die Bundessozialrichter L u m e r 1
und

.—
Dr. H a m m

als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:
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Auf die Revision der beigeladenen Bundesversicherungsanstalt

für Angestellte wird das Urteil des Landessozialgerichts

Schleswig vom 25. April 1958 aufgehoben.
1

Auf die Berufung der Bundesversicherungsanstalt für Ange—

stellte wird das Urteil des Sozialgerichts Schleswig vom 19.

Oktober 1956 dahin geändert. daß der Bescheid der Beklagten

vom 15. Januar 1955 in Gestalt des Widerspruchsbescheides

vom 19. März 1955 nur insoweit aufgehoben wird, als er die
Beiträge zur Angestelltenversicherung für die Zeit vom 26°

bis 51. Dezember 1952 betrifft. Insoweit wird die Berufung

der Bundesversicherungsanstalt für Angestellte zurückgewie—

sen. Soweit es sich um die Beiträge zur Angestelltenversichc—

rung für die Zeit vom 1. Januar bis zum 16. April 1953 han—
delt, wird die Klage abgewiesen. '

Die Beteiligten haben einander außergerichtliche Kosten des

Berufungsverfahrens und des Revisionsverfahrens nicht zu
erstatten._ V ' ' “ ;

:Von>Reohts
wegen.

" .G r und en:
....----_---—..—

‚I,

Der Beiéeladene S., ein ingenieur, wer in der Maschinenfa—

brik des Klägers beschäftigt. Im Auftrage seiner Firma ver—

richtete er vom 23. November bis 16. Dezember 1952 im Irak
Reparäturarbeiten und Vom 26. Dezember 1952 bis zum 16.April

1953 in Brasilien Montagéarbeiten, die planmäßig etwa Ende
1953 beendet sein sollten. Wegen Differenzen mit dem Kläger

'endete das_Beschäftigung3verhältnis des Beigeladenen $. je—

doch bereits am 31. Mai 1953. Bis zu diesem Zeitpunkt hatte
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der Kläger die Sozialvericherungsbeiträge für S. an die be—

klagte Krankenkasse (KK) in vollem Umfange entrichtet.

Mit Schreiben vom 30. Oktober 1953 meldete der Kläger den
Beigeladenen S. rückwirkend zum 15. November 1952 bei der

beklagten KK mit der Begründung ab, er habe inzwischen durch
einen Außenbeamten der beklagten KK erfahren, daß von

ihm im

Ausland beschäftigte Arbeitskräfte nicht versicherungspflich—

tig seien. Die beklagte KK schrieb dem Kläger den ganzen, auf

die Zeit vom 15. November 1952 bis 31. Mai 1953 entfallenden
Betrag (in Höhe von rd. 515 DM) gut. Auf den Protest des Bei—
geladenen S., durch den die beklagte KK erst die tatsächliche

Dauer seiner Auslandsbeschäftigungen erfuhr, forderte diese

den Kläger zur Entrichtung der erstattcten Beiträge auf, und

zwar zunächst mit Bescheid vom 5. Januar 1955 für die Zeit

vom 15. November bis 25. Dezember 1952 und vom 17. April bis

_
31. Mai 1953, späterhin mit Bescheid vom 15. Januar 1955 auch
für die Zeit vom 26. Dezember 1952 bis zum 16. April 1953.

Den Widerspruch des Klägers wies die beklagte KK mit der Be—'

gründung zurück, die Versicherungspflicht eines bei einem

deutschen Betrieb beschäftigten Arbeitnehmers erstrecke sich

auch auf eine Beschäftigung im Ausland, wenn es sich dabei ;

nur um gelegentliche Betriebstätigkeit handele, die keine

selbständige wirtschaftliche Bedeutung habe-und von kurzer

Dauer sei (Bescheid vom 19.3.1955).

Der Kläger begehrte ursprünglich mit der Klage die Aufhebung
der Beitragsbescheide der beklagten KK in vollem Umfang. Er
ist der Auffassung, daß die beklagte KK schon deshalb nicht
mehr die Beiträge für die Zeit nach dem 15. November 1952

‘verlangen.könne‚ weil sie durch die Erstattung dieser Bei—

träge die Versicherungsfreiheit der Auslandsbeschäftigungen

des Beigeladenen S. anerkannt habe. Da er auf Grund des

Verhaltens der beklagten KK mit einer solchen Beitragsfor—
derung nicht habe zu rechnen brauchen, sei der Anspruch auf

erneute Beitragsleistung verwirkt.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_4._
‚

Die beklagte KK hat um Klageabweisung gebeten. Sie beruft

sich darauf, daß ihre auf der Abmeldungsmitteilung des
Kl■;

gers beruhende Annahme, der Beigeladene S. sei vom 15. No—

vember 1952 bis zum 30. September 1953 durchgehend im Aus—
land beschäftigt gewesen, erst durch die aufklärenden Hin—

weise‚des Beigeladenen S. richtiggestellt worden sei.

Die Beigeladenen - Bundesversicheruhgsanstalt für Angestell—

te (BfA), Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits—

losenversicherung (BfArb) und Ingenieur S. — sind dem Antrag
der beklagten KK beigetreten. (' ” ;

Das
Sozialgericht

(SG) hat
den angefoch_tenen

Bescheid in=o—

weit abgeändert, als die Tätigkeit des Beigeladenen S. wäh—

rend der Zeit vom 26. Dezember 1952 bis 16. April 1953 ver—
sicherungsfrei

war; im übrigen wurde die Klage abgewiesen

(Urteil vom 19.10.1956). ‘

Gegen dieses Urteil hat
nur die

beigeladene
BfA

Berufung
ein—

gelegt mit dem Antrag, . -‘

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils
‘W_die.Klage‘abzuweisen.' ‘ 61

Sie hält an ihrer schon bisher vorgetragenen Auffassung fest.
daß die Beitragserstattung kein bihdendes Anerkenntnis der

beklagten KK über die Verheinung der Versicherungspflicht

darstelle und daß selbst ein entsprechendes Anerkenntnis der

KK sie nicht binden wurde. Die vorübergehende Tätigkeit des
Beigeladenen S. vom 26. Dezember 1952 bis zum 16; April 1953

sei engestelltenve_rsiche_rungspflichtig, da sie sechs Monate

nicht überschritten h abe.-

Die beklagte
KK und di e-beigeladene BfArb schlossen sich dem

Vorbringen und dem Antrag der beigeladenen BfA an.

Das Landessozialgericht (LSG) hat die Berufung zurückgewie—

sen; die Revision wurdejzugele seen (Urteil vom 23.4.1058)
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Nach Auffassung des LSG ist der Beigeladene 8. während der

Dauer seiner Beschäftigung in Brasilien (26.12.1952 — 16. 4. 1953)
nicht sozialversicherungspflichtig gewesen. Zwar könne es dabei

nicht darauf ankommen, ob die Beschéftigung im Ausland weniger
oder mehr als sechs Monate gedauert habe. Ausschlaggebend sei

vielmehr, ob im Hinblick auf den Grad der Abhängigkeit der

Auslandstätigkeit vominländischen Betrieb bei Berücksichtigung ”i
auch der Dauer und des Umfangs dieser Tätigkeit noch von einer

unselbständigen Ausstrahlung des inländßchen Betriebes gespro—

chen werden könne. S. habe die Montagearbeiten in Brasilien mit

Hilfe von etwa sechs bis acht vom Eisenbahndepot der brasilia—

nischen Regierung eingestellten und auch entlohnten Arbeits—

kräfte unter Inanspruchnahme der dortigen Eisenbahnwerkstätten

durchgeführt. Derartige im Ausland mit ausländischen Arbeits—

kräften durchgeführte. Montagearbeiten erforderten aber in al—

ler Regel eine so weitgehende Selbständigkeit des sie leiten—

den Betriebsangehörigen, daß sie als ein wirtschaftlich unab—

hängiges Unternehmen angesprochen werden müßten. Hinzu komme,

daß die fraglichen Montagearbeiten planmäßig erst Ende 1953

beendet sein sollten und tatsächlich. « unter Leitung des für

S. eingestellten Ersatzmannes — bis Ende September 1953 ange—

dauert hätten._ ' ‘

' Gegen dieses Urteil hat die beigeladene BfA Revision eingelegt

mit dem Antrag, ' '

unter Änderung des angefochtenen Urteils und
des Urteils des SG SchlesWig die Klage insoweit

abzuweisen, als sie die Beiträge zur Angestell—

_tenversicherung für die Zeit vom 1. Januar bis

vzum 16. April 1953 betrifft.

Die BfA weist darauf hin„daß nach der Rechtsprechung des

Reichsversioherungsamts (BVA) — abweichend von dem das
deutsche Sozialversicherungsrecht beherrschenden Terri-

_„g
torialitätsprinzip - ein bei einem deutschen Betrieb beschäf—"
tigter Arbeitnehmer bei einer Tätigkeit im Ausland der deutschen
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Versicherungspflicht unterworfen bleibe, wenn der ausländi—

sche Betrieb, in dem sie ausgeführt werde, nur als unselb—.

ständiger Teil, Zubehör, Fortsetzung oder Ausstrahlung des

inländischen Betriebes anzusehen sei und es sich bei der T5—

tigkeit im Ausland nur um eine vorübergehende, geringfügige

oder gelegentliche Be30häftigung handele ("Ausstrahlungs—
theorie"). Zu Unrecht habe das LSG aus der selbständigen lei-
tung der Montagearbeiten durch den Beigeladenen S. auf ein

wirtschaftlich unabhängiges Unternehmen geschlossen. Vielmehr

habe das abhängige Beschäftigungsverhältnis des Beigeladenen

S. auch während seiner Entsendung nach Brasilien angedauert.

S. habe nicht frei auf ausländischem Boden, sondern im Auf—

trag des Klägers im Rahmen der von diesem übernommenen ver—
traglichen Verpflichtungen gehandelt. Bei Erfüllung dieser
Aufgabe sei er nieht

— nicht einmal als "Leiherbeiter" — in

den Betrieb der brasilianischen Staatseisenbahn eingegliedert

gewesen. — Wenn bisher als zeitliche Grenze einer der deut—

schen szialversicherung unterliegenden Auslandsbeschäftigung

eine Dau€r von
sechs Monaten angenommen werden sei, so sei

dies - nicht zuletzt im Hinblick auf die längere Fristen vor—

sehenden zwischenstaatlichen Abkommen — zweifelhaft geworden.

Jedoch dürfe das gesetzlich verankertc„Territorielitätsprin—

zip nicht ohne gesetzliche Grundlage zugunsten des Persona—

litätsprinzips aufgehoben werden. Auch sei die in den ver—

schiedenen Versicherungszweigen unterschiedliche Interessen—

lage zu berücksichtigen„

Auch die beigeladené BfArb nimmt an, daß der Beigeladene 8.
während seiner Tätigkeit in Brasilien versicherungspflichtig

gewesen sei. Sie teilt die Meinung der BfA, daß die Montage
inländischer Maschinen im Ausland als Ausstrahlung des inlän—

dischen Betriebes anzusehen sei. Im übrigen ist nach ihrer

Auffassung Voraussetzung des Fortbestéhens der deutschen Ver-
sicherungspflicht, daß die Auslendsbeschäftigung von vornha>

ein auf eine mäßige Dauer beschränkt sei. In Anlehnung an die

zwischenstaatlichen Gegenseitigkeitsabkommen könne dies bei

-'7..
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einem Zeitraum von sechs, höchstens zwölf Monaten angenommen

werden. '

Die beklagte KK ist der Auffassung, daß die bisher in der

Rechtsprechung und der Praxis der Versicherungsträger für
die Fortdauer der deutschen Versicherungspflicht bei Aus—
landstätigkeit gezogenen Grenzen zu eng seien, sowohl was
Zeit und Umfang der Auslandsarbeiten als auch die Beschrän—

kung nach Art und Zusammensetzung der Arbeiterschaft betreffe.

Der wirtschaftlichen Entwicklung mit der ständig wachsenden

Verstärkung der Beziehungen zum Ausland und dem Bedürfnis der

ins Ausland entsandten deutschen Fachkräfte nach ausreichen—

der sozialer Sicherung müsse mit einer Auflockerung der ur—
‘sprünglich entwickelten strengen Grundsätze Rechnung getra— ff

gen werden. “

Der Kläger hat um Zurückweisung der Revision

gebeten. Er hält die angefochtene Entscheidung für zutreffend.

II.

‚1. Der Gegenstand des Rechtsstreits ist in der Revision3instanZ‘<

gegenüber dem ursprünglichen Klagebegehren in mehrfacher
,

Hinsicht eingeschränkt.“

a) In geitligher Hinsicht ist, nachdemdie beigeladcne BfA ‘fi’7
ihren Revisionsantrag entsprechend eingeschränkt hat‚'‚

nur noch die Beitragsforderung für die Beschäftigung ’
'des Beigeladenen 8. vom 1. Januar bis 16. April 1953
in Streit.

b) Von den durch das Urteil des SG beschwerten Versicherungs-
' trägern - nämhch insoweit, als das Urteil der Aufhebungs—

klage stattgegeben hat — hat nur die beigeladene BfA zu—

nächst Berufung und später Revision eingelegt. Das hat
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zur Folge, daß die Aufhebung des Beitragsbescheides, so—
weit er Sich auf die Krankenversicherung (KrV) und die
Arbeits]—°$enversicherung (ArblV) bezog, rechtskräftig
wurde. Wenn auch die Beiträge zur Rentenversicherung und

zur ArblY mit den KrV—Beiträgcn zusammen in einem Betragc
eingezogen werden, so behalten sie doch ihren Charakter

als Beiträge eines bestimmten Versicherungszweigs (BSG 15,

118, 123). Legt daher in einem Streit um die‘Rechtmäßig-
keit eines Verwaltungsakts, der die Beiträge für mehrere
VersiCherungszweige betrifft, nur der Träger der Renten—

versicherung ein Rechtsmittel gegen ein auch die anderen
VerSiCh€Tuhgsträger beschwerendes Urteil ein, so ist die

Wirkungdes Rechtsmittels auf den Teil des Beitragsbe—
scheides beschränkt, der sich auf die Beiträge zur Ren—

tenvel“810herung bezieht (vgl. BSG, Urteil vom 29. 3.1962

—3 BK 83/59-—)- ' '

995.99512£399.£1<39&1‚5.--Jewenlfäää in der Gesta1t des
Widerspruchsbescheides vom 19. März 1955 (5 95 Sozialge—

XEEE}EBEXBQgfür die Dauer der Beschäftigung des
Beigela—

- denen S. beim Kläger vom 1. Januar bis zum 16. April 1953
betrifft.

Zu Unrecht hät der Kläger den angefochtenen Bescheid
schon deShalb für rechtswidrig, weil die beklagte KK ihn

durch die auf seinen Antrag hin erfolgte Beitragserstat—

tung in den Glauben versetzt habe, der Beigeledene S. sei
während seiner Beschäftigung im Ausland nicht versiche—

ru■gspflichtig gewesen. Diese Beitragserstattung erfolgte
durch Gutschrift, d. h. durch Verrechnung mit fälligen Bei—

trägen des Klägers. Der Gutschrifterteilung mag eine —
wenn auch in diesem Fall offenbar recht summaris che — Prüe

fung der Sech—und Rechtslage vorangegangen sein. Each

hat sie nicht zu einer hoheitlichen Regelung des Einzel—
falles in Gestalt eines Verwaltungsakts, sondern zu einem
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Verwaltungsinternen Buchungsgeschäft geführt, das jeden—

falls keine "Entscheidung" über die Versicherungsfreiheit

des Beigéladenen S. und die sich hieraus ergebende
— nega—

tive — Beitragspflicht im Sinne des 5 1399 Abs. 3 Reichsver—

sicherungsordnung (EVO) bzw. 9 121 Abs. 3 Angestelltenver—
sicherungsgesetz (AVG) war— Dem "schlichten Verwaltungshan—

dein" dieser Art, das bei Krankenkassen auch in ihrer Funk—

tion als Einzugsstellen nicht selten ist (vgl. dazu BSG 15,
118, 123 f), geht aber die dem Verwaltungsakt vorbehaltene

_
Bindungswirkungv(5 77 SGG) ab,.

Das schließt aber nicht aus, daß eine KK, die, wie im vor—

liegenden Fall, durch ihr Verhalten ihre Auffassung vön der fziäé

Versicherungsfreiheit eines Beschäftigten bekundet hat, aus

einem anderen Gründe 4 als dem der Bindungswirkung
— daran_

gehindert ist, im Widerspruch zu ihrem früheren Verhalten

nun doch Versicherungspflicht des Beschäftigten anzunehmen

und — bereits einmal erstattete — Beiträge wieder zurückzu—

‘fordern. Das EVAhat aus demnichtinur das Privatrecht be—
herrschenden, sondern auch für das gesamte Gebiet des öf—

fentlichen Rechts gültigen Grundsatz von Treu und Glauben

(vgl. BBG 13, 202, 204) jedenfalls für den Bereich.der KrV.

und der ArblV Beschränkungen für die Beitragsnachforderung

entnommen (Grunde. Entsch. Nr. 2327, AN 1917, 396, 398;
Grunde. Entsch. Nr, 5054, AN 1937, 73, 74; EuM 46, 288,

293; EuM 47, 166, 169). Hingegen hat es die Nachforderung

ven Beiträgen zur Rentenversicherung uneingeschränkt zuge—
lassen, da hier für "bindende Anerkenntnisse hinsichtlich

der Verneinung der Versioherungspflicht" im Rahmen der

öffentlich—rechtlichen Zwangsversicherung grundsätzlich

' kein Raum sei (Grunde. Entsch. Nr. 2783 in AN 1924, 34, 35).

Hierzu trat später die Erwägung, daß die Beitragsleistung

in den Versicherungszweigen verschiedene Bedeutung habe und

die Rechte des Versicherten in der Rentenversicherung — an; ;" '

ders als in der Kranken— und ArbeitslosenverSicherung — von

der tatsächlichen Beitragsentrichtung abhingen (Grunds.Entsch.g
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'Nr. 5054, AN
1937, 73) Diese Rechtsprechung hat die Fra—

ge der Bindungswirkung des unanfechtbaren Verwaltungsakts

_
außer Betracht 'gela53en (insofern ist den Ausführungen

'von.Rohwer—Kahlmänh zuzuStimmen, Wege zur Sozialvers.1962
157,"159; vgl. auch den_Vorbehalt in BSG_14„ 104, 107),
Dessenungeach.tet iSt'die angeführte Rechtsprechung jed.och

nicht. schlechthin gegenstandslos geworden; denn es liegt,

wie bereits dargelegt, keineswegs immer ein bindender ' '
2Verwaltungsakt

vor, der der Nachforderung von Beiträgen

Entgegenstcht, wie es auch bei den den vorgenannten Ent—
'scheidungen zugrunde liegenden saChverhalten

— Unterlas—

sung der Einreihung eines Beschäftigten_in eine höhere
Löhnstufe infolge Ver3ehens eines KK-Angestellten, Er—

"teilung einer falschen Auskunft durch KK—Angestellte, un—
rich'tige Unterrichtung der Arbeitgeber durch ein Hund—

Schreiben der KK —mindestens zweifelhaft ist, ob bin—

dende
Verwaltungsakte

erlassen Waren. In solchen Fällen,

' in denen nur
festgestellt werden kann, d_äßdie KK sich

— ohne einen Verwaltuhgeakt erlassen .zu haben —
mit ihrer

Beitragsnachforderung in Gegensatz zu ihrem früheren Ver—

halten stel1t, kann die' erneute Gelt'endmachung der Bei- '

tragsforderung allerdings nach Treu und Glauben ausge—

. schlossen sein'. Hierauf braucht jedoch im vorliegenden
__Stréitfall.nicht_näher'_eingegangen

zu werden. Es_genügt,£

auf'die auch Schon vom BVA angestellte Erwägung zurück—
Zugreifen, daß die nachträgliche (Wieder—) Geltendmachung
einer Beitragsforderung jedenfalls dann unbedenklich ist,
wenn die KK durch Umstände, die auch in den Verwéntvor—

'tungsbereich des Arbeitgebers fallen, zu ihrer urSprüng—
lich anderen Beurteilung der Beitragspflicht veranla ßt

wurde (BVA in AN 1917, 396, 398; AN 1937, 73, 74; EuM 46,
288, 294 und Anm. S 292 f).

‚So- liegt der Sachverhalt aber in diesem Rechtsstreit Der

Kläger hatte unter Hinweis auf eine angebliche huskuni‘t

des Betriebsprüfers der beklagten KK, daß von ihm im Aus—

111_
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? land besChäftigte Arbeitskräfte nicht der Versicherungs—

pflicht unterlägen, mit Schreiben vom 30. Oktober 1953 den
,Beigeladenen‚8. rückwirkend zum 15. November 1952 bei der

' beklagten KK abgemeldet und um Gutschrift der zuviel erho—

_
benen Beiträge gebeten. Die beklagte KK entnahm dieser

'Mitteilung, daß S. in der Zeit vom. 15. November _1952 bis
'. zum 30. September 1953 ununterbrochen in Brasilien für den

Kläger tätig gewesen.sei. In der weiteren Annahme, daß der
Kläger Sich wegen der Rückerstattung des auf‘s. entfallen—

den Arbeitnehmeranteils mit diesem geeinigt habe, schrieb

sie dem Kläger die gesamten Beiträge dieses Zeitraums, so—
weit sie sie erhalten hatte (15. November 1952 bis 31. Mai
‘1953) - also ein3chliéßlibh des Ärbéitnehmeranteil$ —gut.

'— Dieses voreiligé Verhalten der beklagten KK auf Grund.der

dürftigen, ungenauen Angaben des Klägers Ohne weitere Prü-

v_'fung des Sachverhalts weist _auf ein Mitvérschulden der be—

klagten KK bei der unrichtigen Behandlung der Beitragsan—
gelegénheit hin. Indeseen konnte der Kläger auf Grund der

' den Irrtum der beklagten KK enthüllenden Schreiben, aber

‘auchxinfolge Seiner besseren Kenntnis des SächverhaltS —
daß der Beigeladéne S, nicht ununterbrochen vom 153 Novem—

ber 1952 bis 30. September 1953 in Brasilien beschäftigt

;gewesen‘war und daß er Sieh nicht mit diesem wegen.der’
1Rücker3tattung des auf ihn entfallenden Arbeitnehmeran—
teils_geeinigt hatte

- nicht darüber im unklaren sein, daß

die Beitragserstattung der beklagten KK auf-unrichtigén
Vorau83etzungen béruhte. rr mußte damit rechnen, daß die
Beitragsefstattung‚so, Wie durchgeführt; nicht bestehen

7 bleiben würd.e. Unter diesen Umständen steht der Geltend—

‚machung der Beitragsforderung der beklagten KK kein

schutzwüräiges Interesse des Klägers entgegen.

Die Beitragsforderung der beklagten KK besteht zu Recht.

- Entgegen der Auffassung des LSG unterlag der Beigeladene

8. Während seiner Beschäftigung in Brasilien vom 1. Januar

.—12-‘7
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l

bis zum 162 April 1953 der- deutschen Sozialversicherungs—

pflicht. ' ' " ’ "“

Grundsätzlich findet der Ver310hérungszwangnach demdas
deutsche _Recht-beherrschenden Territorialprinzip seine
Schranke an den Grenzen_ der inländsichen Staatsgewalt

_(BSG 7, 257, 263) Ausnahmen bestehen kraft GeSetzes —
in

der RentenversiCherung für Ausländsbeschäftigung bei einer

- amtlichen Vertretung des Bundes(@1227Abs. 1 Nr, 2 RVG,
:5 2 Abs. 1-Nr. 2 _AVG)und unter bestimmten Voraussetzun—

gen für deutsche Seeleute auf Schiffen 'unter ausländischer

-F1agge‚(g.1ez7Abs, 2 Rvo, g„3„Abs..2.ivs)‚e sowieauf ;?g
'Grund zwischen8teatlicher Vereinbarungen und supranatio;■s

nalen Rechts, die zunehmendBedeutung-erhalten (Vgl die
VO Nr. 3 des Rats der Europäischen 11rtschaftsgemeinschaft

" —
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr._ 30 S 561/

,_58 ff., BGBl II 1959, 473 — und zwischens taätliche Abkom—

—men mit Großbritannien, Österreich, Dänemark, der Schweiät

Abgesehen hiervon ist vom BVA — dem 'starken Bedürfnis de

Vereicherten nach
Vereicherungsschutz

bei Ent3endung ins

Ausland Rechnung tra gend — unter bestimmten Voraus Satzun—.

;__gen die vorübergehende Beschäftigung im Ausland einer Ar'—;

_beit im_ Inland _gleibhgestellt worden. 'Nach dieser "Aus—_'E
‘strahlungstheorie"‚ die allgemein Anerkennung gefunden hat

te und- infolge der unveränderten Interessenlagezauch Jetzt

noch als sinnvolle Erweiterung des Terr1tor1alitetsprin—.i

zips in ihrem Kern gültig geblieben ist, unterliegt ein

,bei einem deutschen Betrieb beschä.ftigter Arbeitnehmer der
deutschen Sozialversicherung, wenn er' vorübergehend zu ei—

_
ner bestimmten Tätigkeit ins Ausland entsandt wird, die“ 1

keine selbständige wirtschaftliche Bedeutung hat, sondern“

„sich als Teil, Zub'ehör, Fortsetzung oder Ausstrahlung des

inländi$chen Betriébes_ darstellt (vgl. AN' 1885, 345 Nr_72_;

AN, Invaliditäté— und Altersversicherung, 1892, 48,

Entächa„Nr. 137; Anleitung betr. den Kreis der nach dem

‘Invalidenversicherungsgesetz versicherten Personen vom
_

„ .___3%.__
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19.12.1899 in AN.1900, 2773 279 Nr. 2; Anleitung von

26.4.1912 in AN 1912, 721, 724 Nr. 3; Grunds.Entschf.Nr.

4320in AN1952, 97; tun 49; 265)e - '

Das LSG ist der Auffassung, eine unselbstähdige Auer

strahlühgdesBetriebesdesKlägers.habedeshalbnicht
vorgelegen‚ weil die Montagearbéiteh, die der_Beigeladene

S. weitgehend selbständig geleitet habe„mit Hilfe von
Arbeitskräften, die von dem Eisenbahndepbt.der brasiliani—

schen Staatseisenbahn eingestellt und entlchnt worden
waren,

und unter Inanspruchnahme der dortigen Eisenbahnwerkstätten
durchgeführt worden seien. In der Tat hat die in diesem Zu—
sammenhangvom LSG verwertete Entscheidung des BVA Nr. 2413

(AN 1910, 549) im Ausland ausgeführte Montagenrbeiteh einer

* inländischen Maschinenfabrik Wegender "weitergehenden
Selbständigkeit gerade des mit der Leitung der Arbeiten bé—»

‘ trauten te_chnischen Beamten"‚_ ferner wegen ihrer zeitlichen

Dauer (ven etwas mehr als sechs Monaten) und des Einsatzes
'von feet zwei Dritteln erst im-Auslahd angeworbener Arbeits—"„

kräfte nicht als unselbständige Ausstrählung des inländi—

schen Betriebes der Firma und demgemäßeinen an diesen Mon—
tagearbeiten Beschäftigten nicht als "in einem vers sicherten

inländischen Betriebe veruhglückt" angesehen. Hierbei muß

aber die besondere Probbmatik des Unfallversichérungsrechts

berücksichtigt werden, das für die_Frege der Erstreckung

des Versicheruhgsschutzes vom "Betrieb" ausgeht und inso—

weit keinen Untérschied'zwischen inländischen und.ausländi—

schen Arbeitern macht. so iSt es verständlich, daß das BVA
in der genannten Entscheidung — und noch deutlicher in der
Entscheidung Nr. 2897_ (AN 1916, 610), in der es um die Her—'
anziehung einer deutschen Firma zu Unfall versioherungsbei—

_trägen für im Ausland ausgeführte Straßenbauarbeiten ging —
entscheidendes Gewicht auf den Anteil der von der deutschen

Firma bei der Auslandsarbeit beschäftigten ausländischen ‘
Arbeiter legte und bei Überwiegen der ausländischen Arbeits—

kräfte den im Ausland befindlichen Betriebsteil nicht mehr

_;14_
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als unselbständige Ausstrahlung des inländischen Betrie—

‚bee ansah.
. >. “__.

Ob dieser Gedankengang, der er■ichtlich von der Befürch—
tung bestimmt ist, ’daß anderen_falls der Schutz der deut—

?
schen Unfallversicherung für Arbeiten außerhalb ihres ei—

-gentlichen Aufgabenbereiche und für ausländische Arbeits—

„kräfte "zweckentfremdet" gelten müßte, in unveränderter

Gestalt nochheute Gültigkeit hat, kann dahinstehen; /
.Der SaChverhalt des vorliegenden Rechtsstreits unterschei-
_det sich insofern wesentlich v0n dem der vorgenannten Ent—

scheidungen, als hier der Gedanke der Überfremdung des
_

ausländischen Betriebsteils durch ausländische Arbeits— g
kräfte aussché'idet. Bei den demBe1geladenen S. für die“?

_Montagearbeiten zu Gebote Stehenden Hilfskräften handelte

die
erforderlichen sechlibhen Hilfsmittel

— von diesem

_
zwar zur

Durchführung_ der Arbeiten zur Verfügung geste11t

*wurden, aber doeh Arbeitnehmer ihres Betriebes blieben

‚und demgemäß ihre soziale Sicherung nach dem für diesen
„i_braé1l_ianischen Betrieb geltenden Regelung erfuhren. Die

Wirkung der Ausstrahlung des Betriebes des Klägers kann

„jedoch nur die von d_iesem be30häftigten Arbeitskräfte ers

fassen; denn die Ausweitung des Geltungsbereichs der
__deutschen Soziälversicherung im Sinne der Ausstrahlungs+

—
theorie Setzt voraus, daß der inländische Betrieb

Arbeit—

geber der abhängig Beschäftigten ist, deren Versicherungs—

pflicht in Frage Steht. '

Soweit_das BVA in der Oben zitierten Entscheidung (AN 1910

549) auch in der WeitgehendenSelbständigkeit des Leiters
der Mohtageärbeitenleianindernis für die Annahme einer
Unselbständigen Ausstrahlung des inländischen Betriebes

gesehen hat, kann ihm allerdings nicht gefolgt werden.

_Es liegt in der Natur der Sache, daß der Leiter derarti—

ger Arbeiten — allein schon wegen der räumliéhen Trennung—

_15_
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von seinem Stammbetrieb — im Rahmen allgemeiner Weisungen
vielfach nach den örtlichen Gegebenheiten in eigener Ver—

rantwortung entscheiden muß. Eine solche Selbständigkeit

in der sachlichen Ausführung der aufge_tragéneh Arbeiten,

_
die insbesondere bei Diensten höherer Art nieht selten ist

(vgl'. Urteil des erkennenden Senats vom 29. 3.1962 —3RK

_
74/57 —)‚ berührt das abhängige Beschäftigungsverhältnis

in seinem'WesenSgehalt nicht, wenn nur im übrigen die
Merkmale persönlicher Abhängigkeit gegeben sind. Auch ein
Solcher Betriebsleiter handelt als unselbständiges Glied des_
Betriebes,der ihn ‚entsandthat.

,
Unbedenklich kann daher die Tätigkeit des Beigeladenen S.__„

j„1n Brasilien als Fortsetzung Oder Ausstrahlung des.inlänff"

c.),
‚

dischen Betriebes des Klägers angesehen werden.

Auch
die weitere Voraus_Setzung_

für die
Annahme

der
Ver—'

___—___-—

‘;’Die vorübergehende Beschäftigung in diesem Sinne
steht

.
im Gegensatz zu der Auslehdstätigke1t auf unbestimmte

' Dauer, die grundsätzlich unbefristet ist. Ein solches Be—
schäftigungsverhältnis ist so Stark ins Ansland verlagert,

"daB es im allgemeinen dem HerrSChaftsberéich dés_ deutSChen
Sozialversicherungsrechts ent2ogen 1st. von unselbständiger

Ausstrahlung des inländischen Betriebes kann nur s_olange

gesprochen wérde_n‚ als es sich um Arbeiten handelt, deren

zeitliches Ausmaß übersehbar‚ mindestens abschätzbar ist

.
und nach_ d_eren Beendigung die entsandten Arbeitskräfte re—

’ gelmäßig an den inländischen Beschäft1gungsort zurück—

kehren.

Abgesehen von dieser sich aus der Eigenart der "Ausstrah—

lung" _ergebenden Einschränkung, die auch bei einer mehrjeh— "

.
rigen Beschäftigung im Ausland Raum für den deutschen Ver—
sicherungsschutz lassen würde, sind zwingende—Beschränkungen

..16_
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für die Dauer des durch Auss
Vrungsschutzes nicht ersichtli

_
die Aufrechterheltung der den

'bei\Auslendsbeschäft1gung'ke:

den HerrSChaftsbereichs;die
L

‘ des fremden‘"ordre public" e
länger diese Einwirkung ende

&

Staatsgewalt bleibt es - wie
:Ülung des

Soziälversichérung3$

tigter_Arbeitnehmer gestalte:

“hemmen, die Frage des Vereic

nerhalb.ihres>Herrscheftsber
ungehindertdurchdas.fremde

' den sich-in einem solchen Fa
Regelüngen, So kann däs‚alle_

pelversicherungen führen, wa:

der Sinn der schon erwähnten

„
ist. Eher spricht gegen eine
deutschen Versicherungsschutz

gdaß sieh diese VersitheVrungsr

der Kontrolle der 1■ländische

ziehen und — bei der VKrahkenv

_'ké1ten in der Le1stungsgewäh c
(vgl. 55 221, 222 EVO). Auf d

ReCht zu regeln._

Vfalls zu unerwünschten Eopfjä

trahlüng_begründeteh Versiche—

ch, Insbesondere bedeutet

tschen Versicherungspflicht_

ne Beeinträchtigung des frem—

‘etwa umsomehr als StörungV
pfunden werden könnte,

ert. Der ausländischen
__

immer euch die deutSChe Rege—
Vchutzes im Ausland beschä.f—-;

.1et —_in jedem Falle unbe—QÖ

je_

erungs8Chutzes für die 1n—.ff

ichs tätigen Arbeitskräfte ff

Überschnei#Ä

l die beiden hche1tlichen„';j

zu‚9erhüten'nicht zuletzt.;f
zwischensteutlichen„Abkommen„

zu weitgehende Bader des V
es bei Auslandstät1gke1t‚

erhältnis$e fast gänzlich
__

n Version erungsträger ent—B{Ä

ersicherung —zu Schwierig— V

ung und Abrechnung führen»'“_

er ende_ren Seite darf nicht

-_ unberücksichtigt
bleiben, daß das Bedürfnis nach Aufrecht—

erhaltung des_ déuts_chen V bei vorüber—

.gehender Auslandstätigkeit 1:nfolge der immer stärker übér_

die Staetngrenzen hinausgréifenden wirtschaftlichen Ver— 1

■fléchtungxgestiegen ist. Im Zuge einer Entvicklung, dici

in steigendem Maße dazu geführt hat ‚„daß deutsche Indufz”_

striebetrieb€ umfangreiche, langwierige Bauvorhaben; Mohf5

tagen u. dgl. im.Auslend durChführen, hat auch die Fragef

der_soZielen Sicherunnger
von deutschen Betrieben ing”;x;

Ausland.entsandten Arbeitnehmer an Gewicht gewonnen;Zu—
mal in Gebieten, in denen nicht übetStaatliohaoder zwif:p

schenstäatliche Abkömmene■nIneinendergreifen der beidore.
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seitigen.8ysteme'sozialer Sicherheit verbürgen und eine an—
gemeSsene soziale Sicherung für dort beschäftigte ausländi—

sche Arbeitskräfte nach dem Recht dieses Staates häufig nicht

-besteht. Hinzu kbmmt, daß seit Inkrafttreten'der Rentenver—
sicherungs4NeurégelungSgesetze

nur noch begrenzte Möglichkei—

ten Zur freiwilligen Aufrechterhaltüng des Versicherungs—
schutzes in der BéntenVereicherung bestehen (vgl. 5 1233 EVO;

5 10 AVG), so- daß jedenfalls dieser früher gegebene Weg einer

eigenen oder betrieblich geförderten Vorsorge versperxt ist.

'Was nach alledem unter den heutigen Verhältnissen noch als
A"vorübergehende“ AuslandStätigkeit angesehen werden kann,

die als Ausstrahlung des ihländi$chén Betriebes einer im In—

' land ausgeübten Beschäftigung .versicherungsrechtlich gleieh—
züstellen ist- braucht indessen im vorliegenden Rechtsstreit

nicht abschließend entschieden zu we'rden_. Die neuere Ent—
Wicklung auf dem verwandten Gebiet des zwischenstaa.tlichen

und supranationäleh Rechts zeigt, daß jedenfalls die bis—

her in der Praxis der ‚Versicherungsträger vielfach beachte—

te Beschränkung der "vorubergehenden" Dauer auf_ sechs_ Monate

‘unzulänglich ist (vgl. Bescheid des BMAvom 4.10.1957, IV a 1
-'I— 4513 1 —

3363/57, in Beiträge zur SoZial— und Arbeitslo—

.
sénversicherung 1957, 183 und Schreiben des BMA vom 16.12.1959,

„
IV a 1 - 2525/59 in 1311311960, 7; Jantz—-Zweng‚ Das neue Recht

.
der Bentenvérsicherung der Arbeiter und 'der Angestellten, '

5 1227 RVG, Anm.' IIa;‘Kihzel‚ Zeitschrift für Sozialreform

1959, 481, 484-ff.; Mortmann‚-Ortskrankenkasse 1960, 20, 22;

Britz'sc'he,Sdzia11geric_htsbarkeit31960,259.261). DieseGren-_
ze für die Fortwirkung des inländischen Versicherungsschutzesv

‚bei Auslandsbeschäftigung in Änlehnung an die Ehtsch. Nr.'2413
des BVA (AN 1910, 549)„i .de 'die Dauer der Auslandsbesehäf—x

tigung von etwas mehr als sechs Monaten mehr beiläufig als
zusätzliches Argument'neben wichtigereh Gründen für die Ab— -
lehnung des Ausstrahlungsgedankens angeführt wurde, ist

zwar auch in älteren und jüngeren. 80zialvenicherungeabkommen,

die Deutschland mit anderen S_taaten geschlossen hat, beachtet ‚„

worden (vgl. z. B Art. 3 des Abkommensmit den Niederlanden

“18'1
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rüber Unfallversich9rung vom 27.8.1907 - BGBl 1907, 763 —"

oder aus jüngerer Zéit Art. 3 5 2 Buchst. a des d3uts ch—
.französische_n Abkommens

vom 10.7.1950 — BGBl II 1951‚177=

Art. 5 Abs. 1 Nr._1 des Abkcmmens mit Österreich vom 21.

4.1951 —BGBl II 1952, 317—). In anderen Abkommensind
jedoch zwölf Monate «ls zeitliche Beschränkung der noch
als "vorübergehend" anzusehenden Ausländsbeschäftigung
bestimmt _WOrden; so galt _nach Art. 'II Abs. 1 Buchst. a"'3

* des Abkommens mit Österreich vom _8. Januar 1926 (BGBl II

1926, 355) die Rege1ung f_ür eine "vorüberge'hende‚ nicht
länger als ein Jahr dauernde Beschäftigung im anderen

18täatsgebiet" (ähnlich Art. 3 Abs. 2 Buchst. a des Ab—
1 kommens mit der Schweiz vom

24.10.1956
— BGBl II 1951,

_
145 und Art. 5 Abs_.2 Satz 1 des deutsch—britischen Ab—_ÜÄ

' kömmensüber Sozia_le Sicherheit vom 20. 4. 1960 —BGBl II "'

1961, S. 241 -). Besenders bedeutsam muß als Ausdruck der

»
Rechtesntwicklung in den Mitgliedsstaaten der Europäi—:

schen Wirtschaftsgémeinschaft angeSehen werden, daß die

schon zitierte EWG—voNr. 3 (Art. 13 Buchst. a, 1'. Halbe.)
;gleichfall_s die Grenze

von zwölf Monaten für das Fortbe—„'

stehen der inländischen Versicheruhgspflicht bei Entsen—"_

dung von Arbeitskräften durch. einen inländischen Betrieb

‚in einen anderen Mitglied9taat festsetzt, wobei sogar
mit_

' Zustimmungdieses Staates - in demdie'Auslandsbeschafti4'
' gung stat_tfindet — diese Frist um weitere zwölf Monate 1

' verlangert wer_den kann (Art. 13 Buchst._ a, 2. Ha_le. ).

bis zur Dauer von étWa einem Jahr — über die im

vcr1iegenf

den Streitfail allein zu entscheiden_ist — im Rahmen ei—'

ner “NÖrübergehendeh” Tätigkeit im Sinne einer unselb— '
ständigen Ausstrahlung des inländischen Betriebes. Die-'

allein bei dieser Frage ankoznmt (s. auch Art. 13 Buchst._;

a der EWG—V0Nr. 3), war mit etwa einem Jahr veranschlagt.

Daß P1_äne beim K1äger bestanien, den Beigeladencn 8. _über_
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“_19_‘‚

das Ende des Jahres 1953 hinaus mit weiteren Aufgaben zu be—

trauen, ist in diesem Zusammenhang ebenso unerheblich wie der

Umstand, daß die Montagearbeiten tatsächlich früher als gee
plant zu Ende gingen;

Demnacherweist sich die Revision als begründet} Der ange-'
‘fochtene Bescheid der beklagten KK war daher in dem durch die

Begrenzung der Revision gebotenen Umfang wiederhefzustellen.

Die Kosténentsoheidungberuht auf 5193 Abs. 1 und4 see.
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